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Aargau Freitag, 17. Dezember 2021

Gastkommentar zur Aargauer Schulschliessung vor Weihnachten

Obligatorische Pooltests statt «vorgezogener Ferien»
In der Coronapandemie gibt es kaum
unumstritteneMassnahmen.Nur in
einemPunkt waren sich alle einig:
Erneute Schulschliessungen darf es
nicht geben. Und doch schickt nun
unter anderen auch der Kanton
Aargau die Schülerinnen und Schüler
baldwieder nachHause. Der Begriff
«Schulschliessung»wird zwar tun-
lichst vermieden. So teilt der Regie-
rungsratmit, dass der Schulunterricht
«bereits am 17. Dezember endet»
(auch imKanton Bern ist von «vorge-
zogenenWinterferien» die Rede).
Aber diese euphemistische Termino-
logie ändert nichts an der Tatsache,
dass nun der Präsenzunterricht
wieder flächendeckend eingestellt
wird.

Ist ein solcher Eingriff in denAn-
spruch auf Grundschulunterricht
verhältnismässig? Verhältnismässig-
keit setzt unter anderem voraus, dass
es keine gleichwirksame, abermilde-
reMassnahme gibt.Was dabei immer

wieder vergessen geht: Existiert eine
solchemildereMassnahme, ist sie
nicht bloss hypothetische Alternative,
sondernmuss umgesetzt werden.

Hätte es eine solche Alternative
gegeben – oderwäre sie prospektiv für
den (hoffentlich plangemässen)
Schulstart im neuen Jahr ins Auge zu
fassen?Der Regierungsrat kündigt
eine umfassendeMaskenpflicht an
den Schulen an; unerwähnt bleiben
repetitive Pooltests. Der Bundesrat
wollte solche Tests bereits verbindlich
anordnen, doch lehnten diemeisten
Kantone denVorschlag ab. Dies galt
auch für denAargau, der zwar seit
Oktober den Schulen das Testen
empfiehlt, aber nicht vorschreibt. Erst
ab drei positiven Fällen in einer
Klasse ist ein Pooltest (aber noch
keineQuarantäne) obligatorisch.

Es ist sinnvoll, dassman disruptive
Quarantänen (die ja auch zeitlich und
persönlich begrenzte Schulschliessun-

gen sind) vermeidet. Aber ein solches
laxes Regimewar offensichtlich nicht
effektiv genug.Wieso nun nicht doch
repetitive Tests verbindlich einführen,
umÜbertragungsketten frühzeitig zu
unterbrechen?

Dagegenwerden zwei Argumente
vorgebracht. Zumeinenmangle es an
Kapazitäten. Ohne Zweifel sind
solche Tests eine grosse logistische
Herausforderung, die aber in anderen
Kantonen gemeistert wird; dank der
anstehenden Schulschliessung be-
stünde jetzt auch Zeit zur Vorberei-
tung. Der zweite Einwand betrifft die
teilweise geringe Beteiligung von
Schulkindern an den Pooltests. Sollte
die Teilnahme freiwillig bleiben?
Auch ein Spucktest ist ein Eingriff in
die Privatsphäre und die persönliche
Freiheit. Aber dieser Eingriff ist
gering. Und –man kann es offenbar
nicht zu oft wiederholen – ein gerecht-
fertigter Grundrechtseingriff ist keine
Grundrechtsverletzung.

Die Rechtfertigungsgründe liegen
auf der Hand. Der Staat ist zum
Schutz der öffentlichen Gesundheit
verpflichtet, erst recht gegenüber
Schulkindern. Auch ist wiederholtes
Testen ein milderer Eingriff als
Schulschliessungen. Schliesslich
können die Tests ihren Zweck nur
erfüllen, wenn die Teilnahme obli-
gatorisch ist.

Vergleichbare Eingriffe finden an der
Schule bereits ohne viel Aufhebens
statt. So führen die Aargauer Schulen
regelmässig prophylaktischeUntersu-
chungen zumLäusebefall durch.
Dafür ist keinDispens vorgesehen.
Niemand protestiert, obwohl die
Lauskontrolle physischenKontakt
bedingt und ein Lausbefall immer
noch stigmatisierendwirken kann.
Zugleich sind die potenziellen ge-
sundheitlichenKonsequenzen unver-
gleichlich geringer – noch nie gab es
«frühere Schulferien»wegen Läuse-
befalls.

Das Fazit fällt eindeutig aus.Wurde
vorgängig nicht konsequent getestet,
so sind Schulschliessung künftig
kaumverfassungskonform.Daran
ändert auch ein «bedarfsgerechtes
Betreuungsangebot» nichts, wie es
nun bis zum 23. Dezember besteht.
Wenn die Kinder aufgrund der Infek-
tionsgefahr nicht in die Schule dürfen
–werwill sie dann in eine Betreuung
schicken, wo dieUmstände die konse-
quenteUmsetzung derHygienevor-
schriften gewiss nicht erleichtern?
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Warum Burkart gegen und Knecht für
Transparenz im Ständerat stimmte
Der FDP-Politiker befürchtet Bedeutungsverlust der kleinen
Kammer, sein SVP-Kollege verspricht sichmehr Bürgernähe.

Abstimmung GingeesnacheinerMin-
derheit im Ständerat, wäre am Mitt-
wochnicht offengelegtworden,wiedie
einzelnen Ständeräte zur Frage ab-
gestimmt haben, ob in Zukunft alle
Abstimmungsresultate in der kleinen
Kammer veröffentlicht werden sollen.
Der Aargauer FDP-Ständerat Thierry
Burkart gehörte zu dieser Minderheit
von 14 Ständeräten, die gegen die Re-
form gestimmt hat. 28 waren dafür,
darunter auch Burkarts Aargauer Kol-
legeHansjörg Knecht (SVP).

DieTransparenzfrageimStöckliiwar
keinevonlinksundrechts.Sowehrtesich
etwa Daniel Jositsch (SP, ZH) gegen die
«Transparenzhysterie»,wieerdieVorla-
ge nannte, genauso wie Alex Kuprecht
(SVP,SZ)oderebenBurkart (FDP,AG).

Burkart:«...dannkannder
Ständerat abgeschafftwerden»
Burkart erklärt auf Anfrage: «Meine
Ablehnungwar damit begründet, dass
bereits heute sämtliche Gesamt- und
Schlussabstimmungen publiziert wer-
den. Die Publikation der Zwischenab-
stimmungen sehe ich insofernkritisch,
weil damitderDruckgemässParteivor-
gabenabzustimmenzunimmt.Daswi-
dersprichtmeinerVorstellungdesStän-
derates als«chambrede réflexion»,wo
der überparteiliche Kompromiss ge-
sucht und oft gefundenwird.»

Er könne aber damit leben, so Bur-
kart, dass der Beschluss zur Veröffent-

lichung der Namensliste bei Abstim-
mungen angenommen worden sei.
Gleichzeitig warnt FDP-Präsident
Burkart:«WennderStänderat zueinem
«kleinen Nationalrat» wird, verliert
er anBedeutung und kann abgeschafft
werden. Das wäre aber falsch, so Bur-
kart,weil er eine institutionellwichtige
Rolle in unseremLand einnehme.

Knecht:«ParteipolitischerDruck
istunbegründet»
SVP-Ständerat Hansjörg Knecht
kommtzueinemanderenSchluss. «Ich
unterstütze eine vollständigeTranspa-
renz über das Abstimmungsverhal-
ten.» Dieses könne zwar heute schon
aufgrundderVideos im Internet nach-
verfolgt werden, sei jedoch relativ
aufwendig für interessierte Personen.
Die vollständige Offenlegung des Ab-
stimmungsverhaltens sei daher viel
bürgerfreundlicher.

Im Gegensatz zu Burkart findet
Knecht:«Dass dadurch der parteipoli-
tischeDruckwachsen soll, erachte ich
als unbegründet. Naturgemäss hat je-
desParlamentsmitglied einepolitische
Grundhaltung,welche es indieDebat-
teneinbringt.»Als Standesvertreter sei
es für ihn jedoch selbstverständlich, in
erster Linie die regionalen und kanto-
nalen Interessen in Bern zu vertreten,
so Knecht.

Rolf Cavalli
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Für einmal nicht auf gleicher Linie: die beiden Aargauer Ständeräte Thierry Burkart
und Hansjörg Knecht. Bild: Alex Spichale
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